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Bekanntmachung  
der zugelassenen Wahlvorschläge  

für die Gemeinderatswahl und die Wahl des Bürgermeisters in Kamp-Lintfort am 25. Mai 2014 
 

 
 
Der Wahlausschuss der Stadt Kamp-Lintfort hat in seiner Sitzung am 9. April 2014 folgende Wahlvor-
schläge für die Gemeinderatswahl und die Wahl des Bürgermeisters am 25. Mai 2014 zugelassen, die 
hiermit öffentlich bekannt gemacht werden. 
 
(§§ 19 Abs. 1, 46 b Kommunalwahlgesetz in der Fassung der Bekanntmachung vom 30. Juni 1998 – 
GV. NRW. S. 454, ber. S. 509 und 1999, S. 70 – zuletzt geändert durch Gesetz vom 1. Oktober 2013 
– GV. NRW., S. 564.)   





















































 

2/3 

Wahllokale zu den Kommunalwahlen am 25. Mai 2014 

Wahlbezirk Wahllokal/Räumlichkeit Raum Anschrift 

1 Ebertschule  Auguststraße 109 

3 AWO-Begegnungsstätte  Boegenhofstraße 6 

4 AWO-Kindertagesstätte  Kattenstraße 90 

5 Diesterwegschule – Mensa  Vinnstraße 40 

6 Lutherhaus  Ebertstraße 57 

7 Altes Rathaus  Moerser Straße 316 

8 Kath. Kindergarten St. Josef  Kirchplatz 14 

9 Rathaus  Am Rathaus 2 

10 Förderschule, VHS-Gebäude Wahllokal I Friedrich-Heinrich-Allee 24 

11 Förderschule, VHS-Gebäude Wahllokal II Friedrich-Heinrich-Allee 24 

12 Bergberufsschule  Bendsteg 38 

13 Realschule Wahllokal I Sudermannstraße 4 

14 Realschule Wahllokal II Sudermannstraße 4 

15 Overbergschule  Eyller Straße 47 

16 Dietrich-Bonhoeffer-Haus Wahllokal I Geisbruchstraße 20 

17 Dietrich-Bonhoeffer-Haus Wahllokal II Geisbruchstraße 20 

18 Kindergarten Löwenzahn Wahllokal I Landwehrweg 30 

19 Kindergarten Löwenzahn Wahllokal II Landwehrweg 30 

20 Hauptschule am Niersenberg  Wiesenbruchstraße 88 

21 Grundschule am Niersenberg  Fasanenstraße 3 

22.1 Feuerwehrhaus Hoerstgen  Molkereistraße 8 

22.2 Feuerwehrhaus Kamperbrück  Hoerstgener Straße 148 

23.1 Feuerwehrhaus Saalhoff  Leuchtstraße 30 
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Wahlbezirk Wahllokal/Räumlichkeit Raum Anschrift 

23.2 Begegnungsstätte „Alte Scheune“  Abteiplatz 25 

100.9 Briefwahl I  Am Rathaus 2 

200.9 Briefwahl II  Am Rathaus 2 

300.9 Briefwahl III  Am Rathaus 2 

400.9 Briefwahl IV  Am Rathaus 2 

 

 

 

 
 
Kamp-Lintfort, 24. April 2014 
 
Stadt Kamp-Lintfort 
Erster Beigeordneter 
als Wahlleiter 
 
 
 
Dr. Müllmann 
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Bekanntmachung 
über die Auslegung des Wählerverzeichnisses 

und die Erteilung von Wahlscheinen 
zu den Kommunalwahlen NRW  

am 25. Mai 2014 
 
1. 
Das Wählerverzeichnis für die Stimmbezirke der Stadt Kamp-Lintfort liegt in der Zeit vom 5. Mai 2014 
bis zum 9. Mai 2014 während der Dienstzeiten, 
 

Montag bis Mittwoch 8.00 bis 16.00 Uhr 
Donnerstag 8.00 bis 18.00 Uhr 

Freitag 8.00 bis 12.00 Uhr 
 
beim Bürgermeister, Wahlamt, Rathaus, Zimmer 207, Tel.912-232, zu jedermanns Einsicht aus. 
 
Jeder Wahlberechtigte kann die Richtigkeit oder Vollständigkeit der zu seiner Person im 
Wählerverzeichnis eingetragenen Daten überprüfen. Sofern ein Wahlberechtigter die Richtigkeit oder 
Vollständigkeit der Daten von anderen im Wählerverzeichnis eingetragenen Personen überprüfen 
will, hat er Tatsachen glaubhaft zu machen, aus denen sich eine Unrichtigkeit oder Unvollständigkeit 
des Wählerverzeichnisses ergeben kann. Das Recht auf Überprüfung besteht nicht hinsichtlich 
der Daten von Wahlberechtigten für die im Melderegister ein Sperrvermerk gemäß den § 34 Abs. 6 
des Meldegesetzes eingetragen ist. 
 
Das Wählerverzeichnis wird im automatisierten Verfahren geführt. Die Einsichtnahme ist durch ein 
Datensichtgerät möglich. 
 
Wählen kann nur, wer in das Wählerverzeichnis eingetragen ist oder einen Wahlschein hat. 
 
2. 
Wer das Wählerverzeichnis für unrichtig oder unvollständig hält, kann während der Auslegungsfrist, 
spätestens am 9. Mai 2014 bis 12.00 Uhr, beim Bürgermeister, Wahlamt, Zimmer 207 im 
Rathaus, Einspruch einlegen. Der Einspruch kann schriftlich oder durch Erklärung zur Niederschrift 
eingelegt werden. 
 
3. 
Wahlberechtigte, die in das Wählerverzeichnis eingetragen sind, erhalten bis spätestens zum 4. 
Mai 2014 eine Wahlbenachrichtigung. 
 
Wer keine Wahlbenachrichtigung erhalten hat, aber glaubt, wahlberechtigt zu sein, muss Einspruch 
gegen das Wählerverzeichnis einlegen, wenn er nicht Gefahr laufen will, dass er sein Wahlrecht 
nicht ausüben kann. 
 
Wahlberechtigte, die nur auf Antrag in das Wählerverzeichnis eingetragen werden und die bereits 
einen Wahlschein und Briefwahlunterlagen beantragt haben, erhalten keine Wahlbenachrichtigung. 
 
4. 
Wer einen Wahlschein hat, kann an der Wahl in seinem Wahlbezirk 
 

durch Stimmabgabe in einem beliebigen Stimmbezirk dieses Wahlbezirks 
 
oder 
 

durch Briefwahl teilnehmen. 
 
 
5. 
Einen Wahlschein erhält auf Antrag 
 
5.1 ein in das Wählerverzeichnis eingetragener Wahlberechtigter, 
 
5.2 ein nicht in das Wählerverzeichnis eingetragener Wahlberechtigter, 



 
2/3 

 
a) 
wenn er nachweist, dass er ohne sein Verschulden die Einspruchsfrist gegen das Wählerverzeichnis 
(bis zum 9. Mai 2014) versäumt hat, 
 
b) 
wenn sein Recht auf Teilnahme an der Wahl erst nach Ablauf der Antragsfrist oder der Einspruchsfrist 
entstanden ist, 
 
c) 
wenn sein Wahlrecht im Einspruchsverfahren festgestellt worden und die Feststellung 
erst nach Abschluss des Wählerverzeichnisses zur Kenntnis der Gemeindebehörde 
gelangt ist. 
 
6. 
Wahlscheine können von in das Wählerverzeichnis eingetragenen Wahlberechtigten bis zum 
23. Mai 2014, 18.00 Uhr, beim Bürgermeister - Wahlamt – mündlich, schriftlich oder elektronisch 
beantragt werden. Die Schriftform gilt auch durch Telegramm, Fernschreiben, Telefax, E-Mail 
oder durch sonstige dokumentierbare elektronische Übermittlung als gewahrt. Ein Antrag per Telefon 
ist unzulässig. 
 
Im Falle nachweislich plötzlicher Erkrankung, die ein Aufsuchen des Wahlraumes nicht oder 
nur unter nicht zumutbaren Schwierigkeiten möglich macht, kann der Antrag noch bis zum 
Wahltage, 15.00 Uhr, gestellt werden. 
 
Versichert ein Wahlberechtigter glaubhaft, dass ihm der beantragte Wahlschein nicht zugegangen 
ist, kann ihm bis zum Tage vor der Wahl, 12.00 Uhr, ein neuer Wahlschein erteilt werden. 
 
Nicht in das Wählerverzeichnis eingetragene Wahlberechtigte können aus den unter 5.2 
Buchstaben a) bis c) angegebenen Gründen den Antrag auf Erteilung eines Wahlscheines 
noch bis zum Wahltage, 15.00 Uhr, stellen. 
 
Wer den Antrag für einen anderen stellt, muss durch Vorlage einer schriftlichen Vollmacht 
nachweisen, dass er dazu berechtigt ist. Ein behinderter Wahlberechtigter kann sich bei der 
Antragstellung der Hilfe einer anderen Person bedienen. 
 
7. 
Mit dem Wahlschein erhält der Wahlberechtigte 

• den gemeinsamen Wahlschein für alle Wahlen 
• je einen Stimmzettel für die Bürgermeisterwahl (gelb), die Gemeinderatswahl (grün),  

die Landratswahl (blau) und die Kreistagswahl (rosa) 
• den für alle Wahlen gemeinsamen amtlichen grünen Stimmzettelumschlag, 
• den gelben Wahlbriefumschlag 

und 
• ein Merkblatt für die Briefwahl. 

 
Diese Wahlunterlagen werden ihm vom Bürgermeister - Wahlamt - auf Verlangen auch noch 
nachträglich ausgehändigt. 
 
Die Abholung von Wahlschein und Briefwahlunterlagen für einen anderen ist nur im Falle einer 
plötzlichen Erkrankung zulässig, wenn die Berechtigung zur Empfangnahme durch Vorlage einer 
schriftlichen Vollmacht nachgewiesen wird und die bevollmächtigte Person nicht mehr als vier 
Wahlberechtigte vertritt; dies hat sie der Gemeindebehörde vor Empfangnahme der Unterlagen 
schriftlich zu versichern. Auf Verlangen hat sich die bevollmächtigte Person auszuweisen. 
 
Wer durch Briefwahl wählt, trennt zunächst den gelben Wahlbriefumschlag an der vorgesehenen 
Perforationslinie ab, kennzeichnet persönlich alle Stimmzettel, legt sie in den besonderen amtlichen 
Stimmzettelumschlag, der zu verschließen ist, unterzeichnet die auf dem Wahlschein vorgedruckte 
Versicherung an Eides statt, steckt den unterschriebenen Wahlschein und den Stimmzettelumschlag 
in den gelben Wahlbriefumschlag und verschließt den Wahlbriefumschlag. 
 
Bei der Briefwahl muss der Wähler den Wahlbrief mit dem Stimmzettel und dem Wahlschein 
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so rechtzeitig dem Bürgermeister - Wahlamt - einsenden, dass der Wahlbrief dort spätestens 
am Wahltage bis 16.00 Uhr eingeht. 
 
Der Wahlbrief wird innerhalb der Bundesrepublik Deutschland von der Deutschen Post AG als 
Standardbrief ohne besondere Versendungsform unentgeltlich befördert. Er kann auch bei der 
Stadtverwaltung Kamp-Lintfort, Wahlamt, Raum 227, Am Rathaus 2, 47475 Kamp-Lintfort, abgegeben 
werden. 
 
Kamp-Lintfort, 24. April 2014 
 
Stadt Kamp-Lintfort 
Erster Beigeordneter 
als Wahlleiter 
 
 
 
Dr. Müllmann 

 



 
1/3 

Bekanntmachung 
über die Auslegung des Wählerverzeichnisses 

und die Erteilung von Wahlscheinen 
für die Wahl zum Europäischen Parlament 

am 25. Mai 2014 
 
1. 
Das Wählerverzeichnis für die Wahl zum Europäischen Parlament für die Stadt Kamp-Lintfort liegt in 
der Zeit vom 5. Mai 2014 bis zum 9. Mai 2014 während der Dienstzeiten, 
 

Montag bis Mittwoch 8.00 bis 16.00 Uhr 
Donnerstag 8.00 bis 18.00 Uhr 

Freitag 8.00 bis 12.00 Uhr 
 
beim Bürgermeister, Wahlamt, Rathaus, Zimmer 207, Tel.912-232, zu jedermanns Einsicht aus. 
 
Jeder Wahlberechtigte kann die Richtigkeit oder Vollständigkeit der zu seiner Person im 
Wählerverzeichnis eingetragenen Daten überprüfen. Sofern ein Wahlberechtigter die Richtigkeit oder 
Vollständigkeit der Daten von anderen im Wählerverzeichnis eingetragenen Personen überprüfen 
will, hat er Tatsachen glaubhaft zu machen, aus denen sich eine Unrichtigkeit oder Unvollständigkeit 
des Wählerverzeichnisses ergeben kann. Das Recht auf Überprüfung besteht nicht hinsichtlich 
der Daten von Wahlberechtigten, für die im Melderegister ein Sperrvermerk gemäß den § 21 Abs. 5 
des Melderechtsrahmengesetzes entsprechende Vorschriftender Landesmeldegesetze eingetragen 
ist. 
 
Das Wählerverzeichnis wird im automatisierten Verfahren geführt. Die Einsichtnahme ist durch ein 
Datensichtgerät möglich. 
 
Wählen kann nur, wer in das Wählerverzeichnis eingetragen ist oder einen Wahlschein hat. 
 
2. 
Wer das Wählerverzeichnis für unrichtig oder unvollständig hält, kann während der Auslegungsfrist, 
spätestens am 9. Mai 2014 bis 12.00 Uhr, beim Bürgermeister, Wahlamt, Zimmer 207 im 
Rathaus, Einspruch einlegen. Der Einspruch kann schriftlich oder durch Erklärung zur Niederschrift 
eingelegt werden. 
 
3. 
Wahlberechtigte, die in das Wählerverzeichnis eingetragen sind, erhalten bis spätestens zum 4. 
Mai 2014 eine Wahlbenachrichtigung. 
 
Wer keine Wahlbenachrichtigung erhalten hat, aber glaubt, wahlberechtigt zu sein, muss Einspruch 
gegen das Wählerverzeichnis einlegen, wenn er nicht Gefahr laufen will, dass er sein Wahlrecht 
nicht ausüben kann. 
 
Wahlberechtigte, die nur auf Antrag in das Wählerverzeichnis eingetragen werden und die bereits 
einen Wahlschein und Briefwahlunterlagen beantragt haben, erhalten keine Wahlbenachrichtigung. 
 
4. 
Wer einen Wahlschein hat, kann an der Wahl in seinem Wahlbezirk 
 

durch Stimmabgabe in einem beliebigen Wahlraum dieses Wahlbezirkes 
 
oder 
 

durch Briefwahl teilnehmen. 
 
 
5. 
Einen Wahlschein erhält auf Antrag 
 
5.1 ein in das Wählerverzeichnis eingetragener Wahlberechtigter, 
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5.2 ein nicht in das Wählerverzeichnis eingetragener Wahlberechtigter, 
 
a) 
wenn er nachweist, dass er ohne sein Verschulden die Antragsfrist auf Aufnahme in das 
Wählerverzeichnis 
bei Deutschen nach § 17 Abs. 1 der Europawahlordnung, bei Unionsbürgern nach § 17a Abs. 2 der 
Europawahlordnung bis zum 4. Mai 2014 
oder die Einspruchsfrist gegen das Wählerverzeichnis nach § 21 Abs. 1 der Europawahlordnung bis 
zum 9. Mai 2014 versäumt hat, 
 
b) 
wenn sein Recht auf Teilnahme an der Wahl erst nach Ablauf der Antragsfrist bei Deutschen nach § 
17 Abs. 1 der Europawahlordnung, bei Unionsbürgern nach § 17a Abs. 2 der Europawahlordnung 
oder der Einspruchsfrist nach § 21 Abs. 1 der Europawahlordnung entstanden ist, 
 
c) 
wenn sein Wahlrecht im Einspruchsverfahren festgestellt worden und die Feststellung erst nach 
Abschluss des Wählerverzeichnisses zur Kenntnis der Gemeindebehörde gelangt ist. 
 
6. 
Wahlscheine können von in das Wählerverzeichnis eingetragenen Wahlberechtigten bis zum 
23. Mai 2014, 18.00 Uhr, beim Bürgermeister - Wahlamt – mündlich, schriftlich oder elektronisch 
beantragt werden. Die Schriftform gilt auch durch Telegramm, Fernschreiben, Telefax, E-Mail 
oder durch sonstige dokumentierbare elektronische Übermittlung als gewahrt. Ein Antrag per Telefon 
ist unzulässig. 
 
Im Falle nachweislich plötzlicher Erkrankung, die ein Aufsuchen des Wahlraumes nicht oder 
nur unter nicht zumutbaren Schwierigkeiten möglich macht, kann der Antrag noch bis zum 
Wahltage, 15.00 Uhr, gestellt werden. 
 
Versichert ein Wahlberechtigter glaubhaft, dass ihm der beantragte Wahlschein nicht zugegangen 
ist, kann ihm bis zum Tage vor der Wahl, 12.00 Uhr, ein neuer Wahlschein erteilt werden. 
 
Nicht in das Wählerverzeichnis eingetragene Wahlberechtigte können aus den unter 5.2 
Buchstaben a) bis c) angegebenen Gründen den Antrag auf Erteilung eines Wahlscheines 
noch bis zum Wahltage, 15.00 Uhr, stellen. 
 
Wer den Antrag für einen anderen stellt, muss durch Vorlage einer schriftlichen Vollmacht 
nachweisen, dass er dazu berechtigt ist. Ein behinderter Wahlberechtigter kann sich bei der 
Antragstellung der Hilfe einer anderen Person bedienen. 
 
7. 
Mit dem Wahlschein erhält der Wahlberechtigte 

• einen amtlichen Stimmzettel 
• einen amtlichen blauen Stimmzettelumschlag, 
• einen amtlichen, mit der Anschrift, an die der Wahlbrief zurückzusenden ist, versehenen 
  roten Wahlbriefumschlag und 
• ein Merkblatt für die Briefwahl. 

 
Die Abholung von Wahlschein und Briefwahlunterlagen für einen anderen ist nur möglich, wenn die 
Berechtigung zur Empfangnahme der Unterlagen durch Vorlage einer schriftlichen Vollmacht 
nachgewiesen wird und die bevollmächtigte Person nicht mehr als vier Wahlberechtigte vertritt; dies 
hat sie der Gemeindebehörde vor Empfangnahme der Unterlagen schriftlich zu versichern. Auf 
Verlangen hat sich die bevollmächtigte Person auszuweisen. 
 
Wer durch Briefwahl wählt, trennt zunächst den roten Wahlbriefumschlag an der vorgesehenen 
Perforationslinie ab, kennzeichnet persönlich den Stimmzettel, legt diesen in den amtlichen 
Stimmzettelumschlag, der zu verschließen ist, unterzeichnet die auf dem Wahlschein vorgedruckte 
Versicherung an Eides statt, steckt den unterschriebenen Wahlschein und den Stimmzettelumschlag 
in den roten Wahlbriefumschlag und verschließt den Wahlbriefumschlag. 
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Bei der Briefwahl muss der Wähler den Wahlbrief mit dem Stimmzettel und dem Wahlschein so 
rechtzeitig dem Bürgermeister - Wahlamt - einsenden, dass der Wahlbrief dort spätestens 
am Wahltage bis 18.00 Uhr eingeht. 
 
Der Wahlbrief wird innerhalb der Bundesrepublik Deutschland von der Deutschen Post AG als 
Standardbrief ohne besondere Versendungsform unentgeltlich befördert. Er kann auch bei der 
Stadtverwaltung Kamp-Lintfort, Wahlamt, Raum 227, Am Rathaus 2, 47475 Kamp-Lintfort, abgegeben 
werden. 
 
Kamp-Lintfort, 24. April 2014 
 
 
 
Prof. Dr. Landscheidt 
Bürgermeister 

 



Öffentliche Bekanntmachung 

Stadtumbau Innenstadt - Rathausquartier 

- Erlass einer Vorkaufsrechtssatzung gemäß § 25 Abs. 1 Nr. 2 BauGB - 

Auf der Rechtsgrundlage des § 25 Abs. 1 Nr. 2 BauGB in der Fassung der Bekanntmachung 

vom 23. September 2004 (BGBl. I S. 2414), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 

11. Juni 2013 (BGBl. I S. 1548) i.V.m. §§ 7 und 41 der Gemeindeordnung für das Land 

Nordrhein-Westfalen (GO NW) in der Fassung der Bekanntmachung vom 14. Juli 1994 (GV. 

NW. S. 666), zuletzt geändert durch Gesetz vom 19. Dezember 2013 (GV. NRW. S. 878), hat 

der Rat der Stadt Kamp-Lintfort am 8. April 2014 die folgende Satzung beschlossen: 

§ 1 

Satzungszweck 

Zur Sicherung einer geordneten städtebaulichen Entwicklung in dem in § 2 dieser Satzung 

bezeichneten Gebiet steht der Stadt Kamp-Lintfort ein besonderes Vorkaufsrecht gemäß § 25 

Abs. 1 Nr. 2 BauGB an bebauten und unbebauten Grundstücken zu. 

 

§ 2 

Geltungsbereich 

Der Geltungsbereich dieser Satzung erstreckt sich auf Teilbereiche des Rathausquartiers und 

umfasst die Grundstücke innerhalb des im beiliegenden Lageplan gekennzeichneten Bereichs. 

Er umfasst folgende Flurstücke in der Gemarkung Kamperbruch, Flur 2: 1176, 1752, 1753, 

1855, 1871, 1872, 1947, 1948, 1994, 1995, 1997-1999, 2000-2003, 2005, 2006.  

 

§ 3 

Inkrafttreten 

Die Satzung tritt am Tage nach ihrer Bekanntmachung in Kraft. 

 

Begründung: 

Das Rathausquartier ist ein Projekt im Bund-Länder-Förderprogramm Stadtumbau West. Der 

Handlungsbedarf für das Rathausquartier wurde bereits in verschiedenen Untersuchungen 

ermittelt und benannt. Es ist beabsichtigt, das Rathausquartier im Rahmen der 

Stadtumbaumaßnahme Innenstadt Kamp-Lintfort einer neuen städtebaulichen Entwicklung 

zuzuführen.  

 

Ziel der Vorkaufsrechtssatzung ist es, bereits in diesem frühen Planungsstadium eine geordnete 

städtebauliche Entwicklung sicherzustellen und eine Behinderung oder Gefährdung der 

späteren Umsetzung entsprechender Maßnahmen zu vermeiden. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 



Hinweis: 

Eine Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften der Gemeindeordnung für das Land 

Nordrhein-Westfalen (GO NW) beim Zustandekommen dieser Satzung kann nach Ablauf 

eines Jahres seit Bekanntmachung nicht mehr geltend gemacht werden, es sei denn, 

 

a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren 

wurde nicht durchgeführt, 

b) die Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekanntgemacht worden, 

c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet oder 

              d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Stadt vorher gerügt und dabei die 

verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt.  

 

Kamp-Lintfort, den 15. April 2014 

 

 
Prof. Dr. Landscheidt 
Bürgermeister 
 
 
 

 
 



Öffentliche Bekanntmachung 

Stadtumbau Innenstadt - Rathausquartier 

- Beschluss über die Aufstellung einer Satzung nach § 171 d BauGB - 

Auf der Rechtsgrundlage des § 171 d BauGB in der Fassung der Bekanntmachung vom 

23. September 2004 (BGBl. I S. 2414), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 

11. Juni 2013 (BGBl. I S. 1548) i.V.m. §§ 7 und 41 der Gemeindeordnung für das Land 

Nordrhein-Westfalen (GO NW) in der Fassung der Bekanntmachung vom 14. Juli 1994 (GV. 

NW. S. 666), zuletzt geändert durch Gesetz vom 19. Dezember 2013 (GV. NRW. S. 878), hat 

der Rat der Stadt Kamp-Lintfort am 8. April 2014 die Aufstellung der folgenden Satzung 

beschlossen: 

§ 1 

Satzungszweck 

Zur Sicherung und sozialverträglichen Durchführung von Stadtumbaumaßnahmen wird für 

einzelne Teilbereiche im Stadtumbaugebiet Rathausquartier die Aufstellung einer Satzung nach 

§ 171 d BauGB beschlossen. Damit bedürfen die in § 14 Abs. 1 BauGB bezeichneten Vorhaben 

und sonstigen Maßnahmen der Genehmigung. § 15 Abs. 1 BauGB ist auf die Durchführung der 

Vorhaben und Maßnahmen entsprechend anzuwenden. 

 

§ 2 

Geltungsbereich 

Der Geltungsbereich dieser Satzung erstreckt sich auf Teilbereiche des Rathausquartiers und 

umfasst die Grundstücke innerhalb der im beiliegenden Lageplan gekennzeichneten Bereiche. 

Er umfasst folgende Flurstücke in der Gemarkung Kamperbruch, Flur 2: 1176, 1752, 1753, 

1855, 1871, 1872, 1947, 1948, 1994, 1995, 1997-1999, 2000-2003, 2005, 2006.  

 

§ 3 

Inkrafttreten 

Die Satzung tritt am Tage nach ihrer Bekanntmachung in Kraft. 

Begründung: 

Das Rathausquartier ist ein Projekt im Bund-Länder-Förderprogramm Stadtumbau West. Der 

Handlungsbedarf für das Rathausquartier wurde bereits in verschiedenen Untersuchungen 

ermittelt und benannt. Es ist beabsichtigt, das Rathausquartier im Rahmen der 

Stadtumbaumaßnahme Innenstadt Kamp-Lintfort einer neuen städtebaulichen Entwicklung 

zuzuführen. Mit der Bekanntmachung des Aufstellungsbeschlusses ist es gemäß § 171 d Abs. 2 

i.V.m. § 15 Abs. 1 BauGB möglich, Anträge auf die Durchführung von baulichen Vorhaben 

(Errichtung, Änderung und Nutzungsänderung baulicher Anlagen) sowie auf Beseitigung 

baulicher Anlagen sowie wesentlicher oder werterhöhender Veränderungen auf Grundstücken 

in den abgegrenzten Teilbereichen des Rathausquartiers für einen Zeitraum von bis zu zwölf 

Monaten zurückstellen zu lassen bzw. eine vorläufige Untersagung von Vorhaben 

herbeizuführen, die nicht der Baugenehmigungspflicht unterliegen. 

 

Kamp-Lintfort, den 15. April 2014 
 

 
Prof. Dr. Landscheidt 
Bürgermeister 



Stadtumbau Innenstadt Kamp-Lintfort 

に Bereich Rathausquartier に  

 

Gebietsabgrenzung für die Aufstellung einer 

Durchführungssatzung gem. § 171 d BauGB 

  

Planungsamt   

  März 2014 



Öffentliche Bekanntmachung 

Bebauungsplanentwurf GEI 113 „Wohngebiet Kiebitzweg“, 2. Änderung 

- Frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit an der Bauleitplanung - 

Der Stadtentwicklungsausschuss der Stadt Kamp-Lintfort hat in seiner öffentlichen Sitzung am 

11.03.2014 beschlossen, den Entwurf des Bebauungsplans GEI 113 „Wohngebiet Kiebitzweg“, 
2. Änderung, gemäß § 3 Abs. 1 BauGB öffentlich darzulegen und zu erörtern.  

 

Einzelne Festsetzungen des derzeit rechtskräftigen Bebauungsplans, die auf den 

Bestandsschutz von Gewerbegebäuden in den rückwärtigen Grundstücksteilen abzielen, sind 

nicht hinreichend bestimmt. Hierdurch wären aktuell auch Wohngebäude in zweiter Reihe 

planungsrechtlich zulässig. Da dies einer geordneten Entwicklung mit einer Bebauung in 

angemessener Dichte zuwiderläuft, sollen die Festsetzungen überarbeitet werden. Der 

Bestandsschutz der vorhandenen Gebäude bleibt hiervon unberührt.  

 

Da die grundsätzlichen städtebaulichen Ziele des Bebauungsplans erhalten bleiben und die 

Grundzüge der Planung nicht berührt werden, wird die Bebauungsplanänderung im 

vereinfachten Verfahren gemäß § 13 BauGB durchgeführt. Im vereinfachten Verfahren wird von 

der Umweltprüfung gemäß § 2 Abs. 4 BauGB, vom Umweltbericht nach § 2 a BauGB, von der 

Angabe nach § 3 Abs. 2 S. 2 BauGB, welche Arten umweltbezogener Informationen verfügbar 

sind sowie von der zusammenfassenden Erklärung nach § 10 Abs. 4 BauGB abgesehen. Der 

Geltungsbereich des Bebauungsplans ist in dem beigefügten Übersichtsplan dargestellt. 

 

Die Planentwürfe können in der Zeit 

 

vom 9. Mai 2014 bis zum 30. Mai 2014 

 

im Rathaus der Stadt Kamp-Lintfort, Am Rathaus 2, 47475 Kamp-Lintfort, Planungsamt, Zimmer 

437 während der Öffnungszeiten (montags bis mittwochs von 8.00 Uhr bis 12.30 Uhr und von 

13.30 Uhr bis 16.00 Uhr, donnerstags von 8.00 Uhr bis 12.30 Uhr und 13.30 Uhr bis 18.00 Uhr, 

freitags von 8.00 Uhr bis 12.00 Uhr) eingesehen werden. 

 

Während dieser Zeit besteht für alle Interessierten die Gelegenheit, die Planungen fachkundig 

zu erörtern. Äußerungen zu den Planungen können schriftlich oder mündlich zu Protokoll 

abgegeben werden. 

 

Kamp-Lintfort, den 15. April 2014 

 

 
Prof. Dr. Landscheidt 
Bürgermeister 











003 K 013/13 

 

AMTSGERICHT RHEINBERG  

BESCHLUSS 

Im Wege der Zwangsvollstreckung soll am 

Donnerstag, den 12.06.2014 um 11:30 Uhr,  
im Saal 20, Amtsgericht Rheinberg, Rheinstraße 67, 47495 Rheinberg 

das im Grundbuch von Kamp Blatt 437 eingetragene Einfamilienwohnhaus 
 

Grundbuchbezeichnung: 

Gemarkung Kamp, Flur 9, Flurstück 195, Gebäude- und Freifläche, 
Weesweg 2, groß: 837 qm,  
Gemarkung Kamp, Flur 9, Flurstück 196, Gebäude- und Freifläche, 
Weesweg, groß: 22 qm. 
 

versteigert werden. 

Laut Wertgutachten handelt es sich um zwei mit einem Einfamilienwohnhaus 
bebaute Grundstücke, die eine wirtschaftliche und reale Einheit bilden. Das 1,5-
geschossige, voll unterkellerte Wohnhaus wurde geschätzt ca. 1963 errichtet. Eine 
Innenbesichtigung erfolgte nicht! 

Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch am 04.03.2013 
eingetragen worden.  

Der Verkehrswert wurde gemäß § 74 a Abs. 5 ZVG festgesetzt auf: 

a) Flurstück 195: 167.400,00 Euro,  
b) Flurstück 196: 3.600,00 Euro. 



Ist ein Recht in dem Grundbuch nicht vermerkt oder wird ein Recht später als der 
Versteigerungsvermerk eingetragen, so muss der Berechtigte dieses Recht 
spätestens im Versteigerungstermin vor der Aufforderung zur Abgabe von 
Geboten anmelden. Er muss das Recht glaubhaft machen, wenn der Gläubiger 
widerspricht. Das Recht wird sonst bei der Feststellung des geringsten Gebots 
nicht berücksichtigt und bei der Verteilung des Versteigerungserlöses dem 
Anspruch des Gläubigers und den übrigen Rechten nachgesetzt. Soweit die 
Anmeldung oder die erforderliche Glaubhaftmachung eines Rechts unterbleibt 
oder erst nach dem Verteilungstermin erfolgt, bleibt der Anspruch aus diesem 
Recht gänzlich unberücksichtigt. 

Es ist zweckmäßig, schon zwei Wochen vor dem Termin eine genaue Berechnung 
des Anspruchs, getrennt nach Hauptbetrag, Zinsen und Kosten der Kündigung 
und der die Befriedigung aus dem Versteigerungsgegenstand bezweckenden 
Rechtsverfolgung, einzureichen und den beanspruchten Rang mitzuteilen. Der 
Berechtigte kann die Erklärung auch zur Niederschrift der Geschäftsstelle 
abgeben. 

Wer ein Recht hat, das der Versteigerung des Versteigerungsgegenstandes oder 
des nach § 55 ZVG mithaftenden Zubehörs entgegensteht, wird aufgefordert, die 
Aufhebung oder einstweilige Einstellung des Verfahrens zu bewirken, bevor das 
Gericht den Zuschlag erteilt. Geschieht dies nicht, tritt für das Recht der 
Versteigerungserlös an die Stelle des versteigerten Gegenstandes. 
 

Rheinberg, 31.03.2014 
      
 

 

Tuschen 
Rechtspfleger 

 

 

 



003 K 037/12 

 

AMTSGERICHT RHEINBERG  

BESCHLUSS 

Im Wege der Zwangsvollstreckung soll am 

Donnerstag, den 03.07.2014 um 10:00 Uhr,  

im Saal 20, Amtsgericht Rheinberg, Rheinstraße 67, 47495 Rheinberg 

das im Grundbuch von Lintfort Blatt 2647 eingetragene Wohnungserbbaurecht: 

Eigentumswohnung in Kamp-Lintfort, Rundstraße 39 

 

Grundbuchbezeichnung: 

307/10000 Anteil an dem Erbbaurecht, das im Grundbuch von Lintfort Blatt 

5102 als Belastung des dort verzeichneten Grundstücks:  Gemarkung 

Lintfort Flur 9 Flurstück 1040, Gebäude- und Freifläche, Rundstraße 39 und 

Flur 9 Flurstück 1041, Verkehrsfläche, Rundstraße, groß 2685 m² für die 

Zeit von 99 Jahren ab 01.April 1962 eingetragen ist. Der Anteil am 

Erbbaurecht ist verbunden mit Sondereigentum an der Wohnung im 

Aufteilungsplan mit Nummer 23 bezeichnet nebst Keller im Aufteilungsplan 

mit Nummer K 23 bezeichnet. 

 

versteigert werden. 

Laut Wertgutachten handelt es sich um eine Eigentumswohnung                            

( Wohnungserbbaurecht ) in einem 8-geschossigen Mehrfamilienhaus, Baujahr 

1963, ca. 85,75 m² Wohnfläche. 



Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch am 08.06.2012 

eingetragen worden.  

Der Verkehrswert wurde gemäß § 74 a Abs. 5 ZVG auf 51.500 EUR festgesetzt. 

In einem früheren Versteigerungstermin am 01.08.2013 ist der Zuschlag versagt 

worden, weil das abgegebene Meistgebot einschließlich des Kapitalwertes der 

nach den Versteigerungsbedingungen bestehenbleibenden Rechte die Hälfte des 

Grundstückswertes nicht erreicht hat. Die Wertmindestgrenzen (5/10- und 7/10-

Grenze) gelten daher nicht mehr. 

Ist ein Recht in dem Grundbuch nicht vermerkt oder wird ein Recht später als der 

Versteigerungsvermerk eingetragen, so muss der Berechtigte dieses Recht 

spätestens im Versteigerungstermin vor der Aufforderung zur Abgabe von 

Geboten anmelden. Er muss das Recht glaubhaft machen, wenn der Gläubiger 

widerspricht. Das Recht wird sonst bei der Feststellung des geringsten Gebots 

nicht berücksichtigt und bei der Verteilung des Versteigerungserlöses dem 

Anspruch des Gläubigers und den übrigen Rechten nachgesetzt. Soweit die 

Anmeldung oder die erforderliche Glaubhaftmachung eines Rechts unterbleibt 

oder erst nach dem Verteilungstermin erfolgt, bleibt der Anspruch aus diesem 

Recht gänzlich unberücksichtigt. 

Es ist zweckmäßig, schon zwei Wochen vor dem Termin eine genaue Berechnung 

des Anspruchs, getrennt nach Hauptbetrag, Zinsen und Kosten der Kündigung 

und der die Befriedigung aus dem Versteigerungsgegenstand bezweckenden 

Rechtsverfolgung, einzureichen und den beanspruchten Rang mitzuteilen. Der 

Berechtigte kann die Erklärung auch zur Niederschrift der Geschäftsstelle 

abgeben. 

Wer ein Recht hat, das der Versteigerung des Versteigerungsgegenstandes oder 

des nach § 55 ZVG mithaftenden Zubehörs entgegensteht, wird aufgefordert, die 

Aufhebung oder einstweilige Einstellung des Verfahrens zu bewirken, bevor das 

Gericht den Zuschlag erteilt. Geschieht dies nicht, tritt für das Recht der 

Versteigerungserlös an die Stelle des versteigerten Gegenstandes. 

Rheinberg, 11.04.2014 

      

 

 

Burike 

Rechtspflegerin 

 

 



 
 

 

Sparkasse Duisburg, Regionaldirektion Kamp-Lintfort 
Aufgebote von Sparkassenbüchern 

 

„Auf Veranlassung des Gläubigers sollen die Sparkassenbücher Nrn. 3201817156, 3200007437 (alt: 

100007434), 3201956343, 4200555268 und 3202413476 der Sparkasse Duisburg, Rechtsnachfolgerin der 

Stadtsparkasse Kamp-Lintfort, für kraftlos erklärt werden. Die Inhaber der Sparkassenbücher werden hiermit 

aufgefordert, binnen drei Monaten ihre Rechte unter Vorlegung der Sparkassenbücher anzumelden, da 

andernfalls die Sparkassenbücher für kraftlos erklärt werden. 

 

Duisburg, den 27. März 2014 

 

Auf Veranlassung des Gläubigers soll das Sparkassenbuch Nr. 3204145357 (alt: 104145354) der Sparkasse 

Duisburg, Rechtsnachfolgerin der Stadtsparkasse Kamp-Lintfort, für kraftlos erklärt werden. Die Inhaber der 

Sparkassenbücher werden hiermit aufgefordert, binnen drei Monaten ihre Rechte unter Vorlegung der 

Sparkassenbücher anzumelden, da andernfalls die Sparkassenbücher für kraftlos erklärt werden. 

 

Duisburg, den 3. April 2014 

 

Auf Veranlassung des Gläubigers soll das Sparkassenbuch Nr. 3260160118 (alt: 160160115) der Sparkasse 

Duisburg, Rechtsnachfolgerin der Stadtsparkasse Kamp-Lintfort, für kraftlos erklärt werden. Die Inhaber der 

Sparkassenbücher werden hiermit aufgefordert, binnen drei Monaten ihre Rechte unter Vorlegung der 

Sparkassenbücher anzumelden, da andernfalls die Sparkassenbücher für kraftlos erklärt werden. 

 

Duisburg, den 7. April 2014 

 

Auf Veranlassung des Gläubigers soll das Sparkassenbuch Nr. 3758385938 (alt: 28385938) der Sparkasse 

Duisburg, Rechtsnachfolgerin der Stadtsparkasse Kamp-Lintfort, für kraftlos erklärt werden. Die Inhaber der 

Sparkassenbücher werden hiermit aufgefordert, binnen drei Monaten ihre Rechte unter Vorlegung der 

Sparkassenbücher anzumelden, da andernfalls die Sparkassenbücher für kraftlos erklärt werden. 

 

Duisburg, den 8. April 2014 

 

Auf Veranlassung des Gläubigers soll das Sparkassenbuch Nr. 4204116513 (alt: 104116512) und 4260189511 

(alt: 160189510) der Sparkasse Duisburg, Rechtsnachfolgerin der Stadtsparkasse Kamp-Lintfort, für kraftlos 

erklärt werden. Die Inhaber der Sparkassenbücher werden hiermit aufgefordert, binnen drei Monaten ihre Rechte 

unter Vorlegung der Sparkassenbücher anzumelden, da andernfalls die Sparkassenbücher für kraftlos erklärt 

werden. 

 

Duisburg, den 10. April 2014 

 

Auf Veranlassung des Gläubigers sollen die Sparkassenbücher Nrn. 3208072425 (alt: 108072422), 3208129084 

(alt: 108129081), 3201657735 und 3224025209 (alt: 124025206) der Sparkasse Duisburg, Rechtsnachfolgerin 

der Stadtsparkasse Kamp-Lintfort, für kraftlos erklärt werden. Die Inhaber der Sparkassenbücher werden hiermit 

aufgefordert, binnen drei Monaten ihre Rechte unter Vorlegung der Sparkassenbücher anzumelden, da 

andernfalls die Sparkassenbücher für kraftlos erklärt werden. 

 

Duisburg, den 11. April 2014 

 



 
 

 

Auf Veranlassung des Gläubigers soll das Sparkassenbuch Nr. 3225033541 (alt: 125033548) der Sparkasse 

Duisburg, Rechtsnachfolgerin der Stadtsparkasse Kamp-Lintfort, für kraftlos erklärt werden. Die Inhaber der 

Sparkassenbücher werden hiermit aufgefordert, binnen drei Monaten ihre Rechte unter Vorlegung der 

Sparkassenbücher anzumelden, da andernfalls die Sparkassenbücher für kraftlos erklärt werden. 

 

Duisburg, den 14. April 2014 

 

Sparkasse Duisburg, Regionaldirektion Kamp-Lintfort 
Kraftloserklärungen von Sparkassenbüchern 

 

Die Sparkassenbücher Nrn. 3228130583 (alt: 128130580) und 3251146480 (alt: 151146487) der Sparkasse 

Duisburg, Rechtsnachfolgerin der Stadtsparkasse Kamp-Lintfort, wurden heute für kraftlos erklärt. 

 

Duisburg, den 2. April 2014 

 

Die Sparkassenbücher Nrn. 3254003514 (alt: 154003511), 3209052285 (alt: 109052282) und 3759153236 (alt: 

29153236) der Sparkasse Duisburg, Rechtsnachfolgerin der Stadtsparkasse Kamp-Lintfort, wurden heute für 

kraftlos erklärt. 

 

Duisburg, den 17. April 2014 

 

 

SPARKASSE DUISBURG 

Der Vorstand“ 


